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Claudine Nierth
Alle Macht dem Volke!

Wir vertrauen dem Menschen. Wir vertrauen dem Bürger.1 Diese Über-
zeugung einiger weniger war der Anfang einer bis heute andauernden 
Bewegung.

Es waren eine Handvoll Menschen nach dem Krieg, die deutlich ihre 
SƟ mme erhoben und 1958 eine VolksabsƟ mmung über die Wiederbe-
waff nung der BRD forderten. In einer Zeit, als auf Briefmarken noch zu 
lesen war: »Lieber Bürger, halte Wache, denn der Staat ist Deine Sa-
che.«

Bis heute ist Vertrauen der Grundsatz der Bewegung für direkte De-
mokraƟ e, für VolksabsƟ mmungen. Es ist das Menschenbild, das in eine 
neue poliƟ sche Kultur führen kann. Die heuƟ gen Erfahrungen mit über 
6.000 Bürgerbegehren, über 300 Volksbegehren sowie 18 Volksent-
scheiden in Deutschlands Kommunen und Ländern scheinen dies zu 
bestäƟ gen: Dort, wo die Menschen sich beteiligen können, nutzen sie 
diese Chance, sie gehen hin und entscheiden – nicht klüger, aber auch 
nicht dümmer als ihre Vertreter in den Parlamenten. Es ist diese Hal-
tung, dieses Selbstverständnis, das den Wandel bringt. Ein Mensch, der 
gefragt wird, wendet sich nicht ab. Ein PoliƟ ker, dessen Entscheidung di-
rekt vom Bürger kassiert werden kann, nimmt diesen wirklich ernst.

Und schon beginnt der Dialog und die gemeinsame Suche nach ge-
eigneten Wegen und Mehrheiten. Das ist DemokraƟ e!

Ob eine Entscheidung nun »gut« oder »schlecht«, »richƟ g« oder 
»falsch« ist, entscheidet die Mehrheit. Die Qualität einer Entscheidung 
hängt von der Qualität des Prozesses ab, der zur Entscheidung führt. Je-
der, der einmal in die SituaƟ on kam, eine weitreichende Entscheidung 
zu fällen, kennt das: Alles wird unternommen, um eine sinnvolle Ent-
scheidung zu fällen und diese auch zu verantworten. Man nimmt sich 
Zeit für diesen Prozess. Man muss Einsicht in die Problemlage bekom-
men, alle AlternaƟ ven hinzuziehen, gegebenenfalls neue entwickeln. 

1 Hier und im folgenden Text verzichten wir zugunsten der Lesbarkeit auf die 
Nennung der weiblichen Form. Sie ist als selbstverständlich unterstellt.



8

Muss sich den Rat von Freunden genauso wie den von Experten ein-
holen. Muss andere Meinungen und Sichtweisen anhören und einneh-
men, muss diskuƟ eren und mit sich im SƟ llen zu Rate gehen. Solange, 
bis man sich entscheidungsfähig und mündig in dieser Frage fühlt.

Darauf kommt es an. Entscheidungen müssen reifen. Und je weitrei-
chender sie sind, umso länger. In der AlltagspoliƟ k erleben wir heute 
oŌ  das Gegenteil. Je weitreichender eine Entscheidung ist, desto hek-
Ɵ scher wird sie getroff en. OŌ  nur unter wenigen. Unsere heuƟ gen po-
liƟ schen Entscheidungswege brauchen daher neue Pfade, die die Qua-
lität der Entscheidungen sichern. Je größer ein Problem, desto mehr 
Menschen sollten darauf schauen und an der Lösung beteiligt sein. Die 
direkte DemokraƟ e liefert hier einen wichƟ gen Beitrag.

Alle Menschen sollten die gleichen Voraussetzungen für solch einen 
Prozess haben, dann werden auch mehr reifl ich überlegte Entschei-
dungen gefällt. Und wer sich mit der Fragestellung überfordert fühlt, 
wird es den anderen überlassen und sich enthalten. Und sollte er sich 
irren, kann er seine Entscheidung morgen revidieren. Das ist im Parla-
ment nicht anders als im persönlichen Leben. DemokraƟ e ist ein fl ie-
ßender Prozess und nur so demokraƟ sch wie seine Anwender sie aus-
gestalten.

Jede GesellschaŌ  gibt sich ihre eigenen demokraƟ schen Regeln. Die 
Väter und MüƩ er unserer demokraƟ schen Spielregeln haben sich für 
zwei Grundsäulen entscheiden: für das Wahlrecht und das AbsƟ m-
mungsrecht. Wählen dürfen wir und AbsƟ mmen immer mehr. Aber 
noch ist Deutschland das einzige Land in der EU unter 27 Mitglieds-
ländern, das noch keine naƟ onale VolksabsƟ mmung erlebt hat. Italien 
hat über AtomkraŌ , Dänemark über den Euro und Frankreich über die 
EU-Verfassung abgesƟ mmt.

Die Einführung der dreistufi gen Volksgesetzgebung – VolksiniƟ aƟ ve, 
Volksbegehren und Volksentscheid –, ergänzt die repräsentaƟ ve Demo-
kraƟ e. Weiterhin verbleiben über 99 Prozent der Entscheidungen den 
Parlamenten. WichƟ g hierbei ist das IniƟ aƟ vrecht durch die VolksiniƟ -
aƟ ve. Die Möglichkeit einer IniƟ aƟ ve aus dem Volk räumt jedem Men-
schen das Recht ein, selbst einen Vorschlag zum Wohl des Ganzen ein-
zubringen. Ist der Vorschlag gut, wird er Anhänger gewinnen und die 
VolksiniƟ aƟ ve kommt zustande. Ist der Vorschlag richƟ g gut, wird er 
auch die nöƟ gen Unterstützer für ein Volksbegehren bekommen. Und 
ist er für die Mehrheit der Menschen überzeugend, wird er durch die 
VolksabsƟ mmung zum beschlossenen Gesetz. Das ist die größtmög-
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liche Freiheit, die eine GesellschaŌ  dem Einzelnen zugestehen kann: 
Jeder kann das Ganze verändern!

Mit der Existenz eines solchen IniƟ aƟ v-Instruments wie der Volksini-
Ɵ aƟ ve hat jeder Mensch die Möglichkeit, Verantwortung für das Ganze 
zu übernehmen und etwas VernünŌ iges einzubringen. Darin liegt das 
Vertrauen aller in allen. In jedem liegt das Potenzial zur genialen Idee 
– in der VolksiniƟ aƟ ve die Möglichkeit, davon zu erfahren, im Volks-
begehren, sie zu unterstützen und in der VolksabsƟ mmung die verant-
wortliche Mehrheit, sie zu beschließen oder abzulehnen.

OŌ  wird die Frage gestellt, ob nicht die Gefahr bestünde, dass eine 
demokraƟ sche Mehrheit eine GesellschaŌ  in die Hölle führt. Umge-
kehrt stellt sich die Frage, ob ein Einzelner in der Lage ist, die Gesamt-
heit in paradiesische Zustände zu führen. Eine philosophische Frage ... 
Aber die Erfahrungen zeigen: So wenig wahrscheinlich es ist, dass ein 
Einzelner den paradiesischen Zustand für jeden hervorbringen kann, 
so unwahrscheinlich ist es, dass eine Mehrheit gemeinschaŌ lich die 
Hölle wählt.

DemokraƟ en bauen darauf, dass im Zweifel die Mehrheitsentschei-
dung die annehmbarere ist. Gute DemokraƟ en leben davon, dass sie 
von ihren Bürgern immer weiter entwickelt werden und die Bürger sich 
ebenso weiterentwickeln. Demokrat ist man nicht, Demokrat wird man. 
Demokrat werde ich, wenn ich übersƟ mmt werde. Wenn ich die Mei-
nung eines Andersdenkenden anhöre und mich dafür einsetze, dass 
er sie weiterhin äußern darf. Demokrat werde ich, wenn ich meine Po-
siƟ on verlassen und eine andere einnehmen kann, aber auch ebenso 
eine PosiƟ on überzeugend vertreten kann. Wobei wir wieder bei der 
poliƟ schen Kultur und dem Menschenbild angekommen wären.

Wir alle streben nach paradiesischen Zuständen. Erfahren zu müs-
sen, dass es diese nicht gibt, ist schmerzvoll. Doch diese zu entwickeln, 
ist bereits das Paradies, ist ein Glücksgefühl.

In welcher Kultur werden wir dann morgen leben? – In der, die wir 
zu jeder Zeit in der Lage sind, neu zu kreieren. In solch einer Kultur ist 
der Einzelne nur so frei, wie er in der Lage ist, sich selbst zu folgen. 
Dies gilt auch für das Gemeinwohl, in dem jeder ein freier Schöpfer 
des Ganzen ist.

Also kommt es darauf an, die Bedingungen so zu verändern, dass 
die gesellschaŌ liche Beteiligung aller möglich wird. Dies aus der MiƩ e 
der GesellschaŌ  heraus zu fordern, ist bereits selbst ein kreaƟ ver Akt, 
der sich zivilgesellschaŌ lich formiert. Mehr DemokraƟ e setzt sich da-
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für ein, dass die Bürgerinnen und Bürger auch außerhalb der Wahlen 
verbindlich beteiligt werden und sich selbst einbringen können. Hierzu 
machen wir Vorschläge für die Kommunen, Länder, den Bund oder die 
EU, die zum Teil umgesetzt und gängige Praxis sind.

Dass wir deutschlandweite VolksabsƟ mmungen bekommen werden, 
bezweifelt heute weder die Fachwelt der Staatsrechtler und Politolo-
gen noch die Mehrheit der PoliƟ ker oder der Bevölkerung, es bleibt 
nur die Frage, wann wir sie bekommen. Für eine Grundgesetzände-
rung ist eine ZweidriƩ elmehrheit im Bundestag und Bundesrat erfor-
derlich. Die se wurde im Jahr 2002 nur knapp verfehlt, als sich bei einer 
AbsƟ mmung im Bundestag immerhin 63,6 Prozent für VolksabsƟ mmun-
gen aussprachen. Die fehlenden 2,4 Prozent machte gerade mal eine 
Handvoll Abgeordneter aus.

Doch auf ein demokraƟ sches Fukushima sollten wir weder hoff en 
noch warten. StaƩ dessen sind wir gehalten, beharrlich die sachliche 
DebaƩ e um den Gewinn der direkten DemokraƟ e als Ergänzung zur re-
präsentaƟ ven DemokraƟ e auf allen Ebenen steƟ g weiterzuführen. Es 
ist die einzige Chance, die Entwicklung voranzutreiben  – und auch da-
für stellt uns Paul Tiefenbach in diesem Buch eine Vielzahl von Fakten 
und ArgumentaƟ onshilfen bereit.

Große Reformen brauchen ihre Zeit, bis sie von allen akzepƟ ert, ge-
wollt und getragen werden. Die Arbeit von Mehr DemokraƟ e ist als das 
demokraƟ sche Gewissen zu verstehen, welches uns steƟ g daran erin-
nert, unsere DemokraƟ e weiterzuentwickeln, so wie wir auch alle an-
deren GesellschaŌ sbereiche steƟ g weiterentwickeln. Denn wenn wir 
auĬ ören, die DemokraƟ e zu entwickeln, fängt die DemokraƟ e an auf-
zuhören.
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Volksentscheide – neuer Schwung 
für die ermaƩ ete DemokraƟ e 
oder ihr endgülƟ ger Untergang?

Wer auf der Straße beziehungsweise auf dem Bürgersteig für ein poli-
Ɵ sches Anliegen wirbt und Passanten anspricht, wird in der Regel igno-
riert und erntet sogar brüske Zurückweisung, weil die Bürger fürchten, 
man wolle ihnen etwas verkaufen. Das ändert sich nicht selten, wenn 
das Wort Volksentscheid fällt. »Ach, es geht um Volksentscheide? Ja, 
das ist eine vernünŌ ige Sache.« Tatsächlich zeigen Umfragen, dass die 
große Mehrheit der Bevölkerung Volksentscheide posiƟ v einschätzt. 
DER SPIEGEL veröff entlichte beispielsweise im Juli 2012 eine Umfrage, 
bei der 1.000 Personen befragt wurden, ob über wichƟ ge Fragen des 
europäischen Einigungsprozesses im Volksentscheid entschieden wer-
den solle. 74 Prozent waren dafür. Was versprechen sich die Bürger von 
Volksentscheiden?

Im Gespräch stellt sich oŌ  heraus, dass die Angesprochenen der Mei-
nung sind, die PoliƟ ker seien nicht nur unfähig, sondern auch mehr oder 
weniger korrupt. Die Parteien seien an unserem Unglück schuld. Könne 
das Volk selbst entscheiden, würde alles besser. Kurz: Man beobachtet 
eine Dämonisierung der poliƟ schen Klasse bei gleichzeiƟ ger Glorifi zie-
rung des Volkes. Zweifellos ist an diesen Auff assungen etwas RichƟ ges, 
trotzdem stellen sie eine grobe Vereinfachung sowohl der Realität als 
auch der Möglichkeiten der direkten DemokraƟ e dar. Dass KorrupƟ on in 
der PoliƟ k vorkommt, oŌ  gar nicht mal als off ene Bestechung, sondern 
eher als VermiƩ lung kleiner Vorteile, ist nicht zu bestreiten. Trotzdem 
wäre es Unsinn anzunehmen, alle PoliƟ ker seien bestechlich. Volksent-
scheide machen außerdem Parteien und ParteipoliƟ ker nicht überfl üs-
sig. Es ist in den seltensten Fällen der einfache Mann auf der Straße, der 
den Volksentscheid ins Leben ruŌ . Es ist meist die OpposiƟ onspartei. 
Und wenn es tatsächlich einmal ein Bürgerkomitee schaŏ  , ein Volks-
begehren zu iniƟ ieren, scheitert es meist, wenn nicht eine poliƟ sche 
Partei mit ihrem Geld und ihrem Know-How zur Hilfe kommt. 

Die Vorstellung, bei Volksentscheiden käme der Wille des Volkes ge-
wissermaßen ungebrochen zum Durchbruch, unterstellt, dass es einen 
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solchen einheitlichen Volkswillen tatsächlich gibt. Dies drückt sich auch 
in der beliebten Parole: »Wir sind das Volk« aus. In Wirklichkeit gibt es 
das Volk gar nicht. Die Interessenkonfl ikte gehen miƩ en durch die Be-
völkerung. Das musste zum Beispiel die Bürgerbewegung gegen den 
Neubau des StuƩ garter Bahnhofs (StuƩ gart 21) schmerzhaŌ  erfahren. 
Es gelang ihr, das Projekt durch DemonstraƟ onen zum SƟ llstand zu brin-
gen. Es schien, als ob die Bürger mehr oder weniger geschlossen gegen 
die Regierung stünden. Das war jedoch ein Irrtum. Beim Volksentscheid 
sƟ mmten die meisten Bürger für den Bahnhofsneubau.

Diff erenzierter Ausdruck des Wählerwillens

Der weit verbreiteten ZusƟ mmung zur Einführung von Volksentschei-
den haŌ et also nicht selten etwa Illusionäres an. Viele VerbiƩ erte und 
Verärgerte erhoff en sich von ihnen die Lösung aller Probleme. Das leis-
ten Volksentscheide nicht. Aber sie ermöglichen, den Volkswillen diff e-
renzierter auszudrücken als Wahlen. Gallup fragte über 1.000 Wähler in 
den USA nach ihrer Meinung zu 20 aktuellen Themen. Dabei stellte sich 
heraus, dass sich für besƟ mmte PosiƟ onen der Republikaner genauso 
Mehrheiten fanden wie für besƟ mmte PosiƟ onen der Demokraten. 82 
Prozent befürworteten einen höheren Mindestlohn, 72 Prozent eine 
Meldepfl icht für Waff en und 56 Prozent die Wiederaufnahme diploma-
Ɵ scher Beziehungen mit Kuba. Bei diesen Fragen gab es also eine eher 
linke Mehrheit. Es handelte sich dabei um Forderungen der Demokra-
Ɵ schen Partei. Zugleich fanden sich aber ähnlich hohe Mehrheiten für 
typische Themen der Republikaner. So waren 85 Prozent dafür, die Quo-
Ɵ erung nach Ethnien bei Einstellungen im öff entlichen Dienst wieder 
abzuschaff en, 78 Prozent waren für eine allgemeine Steuersenkung und 
69 Prozent wollten, dass in öff entlichen Schulen gebetet werden kann 
(vgl. Verhuls/Nijeboer 2007: 83). Kein Parteiprogramm vereinigt alle 
diese Punkte. Egal welche Partei gewinnt, bei einigen Themen wird sie 
immer gegen den Mehrheitswillen der Amerikaner regieren.

Die Wähler können bei Wahlen nur für Programmpakete sƟ mmen. 
Das Paket enthält viele Dinge, die sie wollen, aber auch etliche, die sie 
nicht bestellt haben. Nur Volksentscheide ermöglichen es, diese Pro-
grammpakete aufzuschnüren. Liberale Wähler können für die Demo-
kraten sƟ mmen, weil sie den Mindestlohn erhöht haben möchten. Sie 
müssen dann aber die so genannte posiƟ ve Diskriminierung ethnischer 
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Minderheiten nicht einfach hinnehmen, sondern können bei einem 
Volksentscheid dagegen sƟ mmen, sofern sie diese ablehnen. Was für 
den ParteipoliƟ ker ein echtes Ärgernis ist, stellt für den Wähler einen 
Zugewinn an DemokraƟ e dar. Das mindert PoliƟ k- und Parteienverdros-
senheit. Unzufriedene Bürger können ihren Unmut in einer rein reprä-
sentaƟ ven DemokraƟ e nur ausdrücken, indem sie eine Protestpartei 
wählen. Werner J. Patzelt vergleicht das in der Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung mit einer Chemotherapie: »Der ganze Körper wird mit GiŌ  
überschwemmt, weil man nirgendwo gezielt ansetzen kann.« (Patzelt 
2011) Das chirurgisch gezielte Ansetzen genau am Problem selbst kön-
nen aber plebiszitäre Instrumente leisten.

Neue Ideen ins Gespräch bringen

Darüber hinaus ist der Volksentscheid ein MiƩ el, die poliƟ sche Tages-
ordnung mit neuen Vorschlägen und Ideen zu bereichern und damit 
zum »Agenda-Seƫ  ng« beizutragen. Zwar braucht man dazu nicht unbe-
dingt Volksentscheide: DemonstraƟ onen, UnterschriŌ ensammlungen 
oder PeƟ Ɵ onen haben ebenfalls das Ziel, die poliƟ sche Klasse mit po-
liƟ schen Forderungen zu befassen. Der Volksentscheid hat aber im Ge-
gensatz hierzu den großen Vorteil, dass er ein ungleich größeres Druck-
potenzial besitzt. Alle anderen poliƟ schen MiƩ el mit Ausnahme des 
Generalstreiks stellen lediglich Appelle dar, und die lautstarken Dro-
hungen, die man zum Beispiel auf den Kundgebungen von Demons-
traƟ onen oŌ  hört, sind hohl. Beim Volksentscheid dagegen werden 
wirklich Entscheidungen getroff en, die selbst dann GülƟ gkeit haben, 
wenn die gesamte poliƟ sche Führungsschicht dagegen ist. Daher fi n-
den selbst sehr weitgehende und somit unrealisƟ sch wirkende Forde-
rungen ein ganz anderes Gehör, wenn sie mit der IniƟ aƟ ve zu einem 
Volksentscheid verbunden sind. Dieser Eff ekt ist in der Schweiz, wo 
Volksentscheide gut bekannt sind, naturgemäß größer als in Ländern, 
wo es nie zu Volksentscheiden kommt.

In den norddeutschen Bundesländern, wo Volksentscheide bisher 
prakƟ sch unbekannt waren, musste die poliƟ sche Führungsschicht in 
den letzten zehn bis fünfzehn Jahren mehrmals die schmerzhaŌ e Erfah-
rung machen, dass sie durch Volksentscheid zu Neuerungen gezwungen 
wurde, die sie vorher als völlig unsinnig und daher nicht weiter beach-
tenswert beiseite geschoben haƩ e. Dies war zum Beispiel bei den IniƟ -
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aƟ ven für veränderte Wahlrechte in Hamburg und Bremen der Fall. Bei 
diesen neuen Wahlrechten können die Wähler schon auf die Kandida-
tenaufstellung der Parteien Einfl uss nehmen. Insbesondere die großen 
Parteien fanden diese Vorstellung anfangs abwegig und waren zu kei-
ner Reform bereit. Gut organisierten IniƟ aƟ ven gelang es aber miƩ els 
Volksbegehren, die gewünschten Veränderungen zu erzwingen.

Neue Akteure in der poliƟ schen Arena

Die IniƟ aƟ ven wurden damit zu neuen Mitspielern in der poliƟ schen 
LandschaŌ . Ein Verband, dem man zutraut, einen Volksentscheid zu 
erzwingen, wird von Regierung und Parlament als Gesprächspartner 
ernst genommen. Diese Verbände treten mit den Parteien in Verhand-
lungen, die KoaliƟ onsverhandlungen nicht unähnlich sind. Sie lassen 
sich den Verzicht auf den Volksentscheid mit poliƟ schen Zugeständ-
nissen bezahlen. 

Das klappt besonders dann gut, wenn der betreff ende Verband schon 
mehrmals Volksentscheide durchgeführt hat oder bereits die für ein 
Volksbegehren erforderlichen UnterschriŌ en gesammelt hat. Es war 
dies in den letzten Jahren in Hamburg zu beobachten, wo der Ver-
ein Mehr DemokraƟ e, gestützt auf mehrere erfolgreiche Volksbegeh-
ren und Volksentscheide, mit den BürgerschaŌ sfrakƟ onen Fragen des 
Wahlrechts und der DirektdemokraƟ e aushandelte.

Der Eff ekt, dass IniƟ aƟ ven von den Parteien zu Gesprächen gebeten 
werden, wenn es zu poliƟ schen Veränderungen in einem Bereich kom-
men soll, der sie betriŏ  , ist aus der Schweiz schon lange gut bekannt. 
Allerdings gelingt dies nur IniƟ aƟ ven und Verbänden, die hochkompe-
tent und fi nanzstark sind, GewerkschaŌ en zum Beispiel. Denn die Un-
terschriŌ en für die Einleitung eines Volksentscheids zu sammeln und 
eine überzeugende AbsƟ mmungskampagne zustande zu bekommen, 
ist nicht einfach und auch nicht billig.

Volksentscheide heben das poliƟ sche Niveau 

Ein oŌ  gehörtes Argument gegen Volksentscheide ist, dass die Bür-
ger zu uninformiert seien. Man fragt sich, wie dumme Wähler dann in 
der Lage sein sollen, unter diversen komplexen Parteiprogrammen bei 
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der Wahl das richƟ ge herauszufi nden. Aber unabhängig davon über-
sieht das Argument des uninformierten Bürgers, dass Volksentscheids-
kampagnen ein poliƟ sches Bildungsprogramm par excellence sind. Die 
Möglichkeit, über besƟ mmte Fragen abzusƟ mmen, moƟ viert nämlich, 
sich mit diesen Themen zu befassen, umso mehr, weil der anstehende 
Volksentscheid zu Diskussionen im Fernsehen und zu ArƟ keln verschie-
dener Couleur in der Presse führt. Die Bürger haben so die Möglich-
keit, verschiedene Standpunkte kennen zu lernen. Indem sie sich eine 
Meinung bilden, bilden sie sich poliƟ sch weiter.

Tatsächlich unterscheiden sich Volksentscheidskampagnen von 
Wahlkampagnen, obwohl sie diesen in der Form ähneln und beispiels-
weise Plakatwerbung wie bei Wahlen staƪ  indet. Während aber bei 
Wahlen stark die Persönlichkeit der Spitzenkandidaten ins Blickfeld 
rückt – wie ist er oder sie gekleidet, wie schlagferƟ g wurde reagiert, 
wie sicher oder unsicher ist der Kandidat in der Öff entlichkeit? – und 
von den poliƟ schen Inhalten oŌ  abgelenkt wird, stehen bei Volksent-
scheidskampagnen die Sachfragen im Zentrum. Obwohl auch bei sol-
chen Kampagnen emoƟ onale Elemente eine Rolle spielen, ist das Ele-
ment der SachraƟ onalität höher als bei Wahlkampagnen. 

Wenn – wie zum Beispiel in Niedersachsen oder Bayern der Fall – 
zehn Prozent der Bevölkerung für ein Volksbegehren unterschreiben 
müssen, heißt das, dass die Betreiber des Volksbegehrens mit etwa 
zwanzig Prozent der Gesamtbevölkerung über das Thema reden müs-
sen, um den fraglichen Sachverhalt zu erklären. Das ist poliƟ sche Bil-
dung pur. Eine so hohe Zahl von Bürgern wird weder bei DemonstraƟ -
onen noch in Volkshochschulen erreicht. 

Volksentscheide versachlichen die poliƟ sche DebaƩ e

Abgesehen vom Kenntnisgewinn wird auch in anderer Hinsicht das Ni-
veau gehoben. PoliƟ sche Konfl ikte nehmen nicht selten den Charakter 
von Glaubenskriegen an, bei denen der Staat als Feindbild allgegenwär-
Ɵ g ist, während Protestbewegungen sich gern daran berauschen, relaƟ v 
große Menschenmengen auf einem relaƟ v kleinen Platz zu versammeln 
und sich so als demokraƟ sche Mehrheit zu sehen. Die AbsƟ mmung kann 
auch Protestbewegungen helfen, wieder auf den Boden der Tatsachen 
zurückzukehren. Die VolksabsƟ mmung macht aus dem Krieg zwischen 
Staat und Bürgern eine ganz normale Sachentscheidung.
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Ein guter Teil der BürgerschaŌ , häufi g als schweigende Mehrheit 
bezeichnet, duckt sich ohnehin gerne weg und beschränkt sich darauf, 
über die Regierung zu meckern. Sei es wegen zu großer Nachgiebig-
keit gegenüber den Demonstranten, sei es wegen ihrer Unfl exibilität 
und Sturheit. Oder man schimpŌ  auf die Demonstranten wegen Stö-
rung der öff entlichen Ordnung. So ein Zuschauerverhalten ist unfair ge-
genüber den Demonstranten wie gegenüber den Regierungen und ei-
ner entwickelten DemokraƟ e nicht würdig. Eine AbsƟ mmung gibt der 
schweigenden Mehrheit die Möglichkeit, selbst Stellung zu beziehen, 
und verpfl ichtet sie sogar, jedenfalls moralisch, dazu.

Während es in Deutschland üblich ist, auf die PoliƟ ker zu schimpfen 
und ihre Faulheit und Inkompetenz für alles Schlechte verantwortlich 
zu machen, ist den Schweizern dieser bequeme Weg versperrt. Denn 
die Bevölkerung entscheidet hier selbst, zumindest in wichƟ gen Fra-
gen. Und wer kriƟ siert sich schon gerne selbst? 

Volksentscheide sind eine gute Medizin, um unsere kranke Demokra-
Ɵ e zu kurieren. Eine Medizin allerdings, die auch Risiken und Nebenwir-
kungen aufweist. Auch von diesen handelt dieses Buch. Seit meinem 
EintriƩ  in den Verein Mehr DemokraƟ e e.V. vor zehn Jahren halte ich 
Volksentscheide für eine richƟ ge, in einem hoch entwickelten und ge-
bildeten Land wie Deutschland überfällige Weiterentwicklung der De-
mokraƟ e. Im Laufe der Jahre ist allerdings eine gewisse anfängliche 
Blauäugigkeit geschwunden. Die Vorteile überwiegen, aber Volksent-
scheide haben auch Nachteile. Sie benachteiligen in der Regel gesell-
schaŌ liche Minderheiten. Sie führen zwar nicht zur Einführung der To-
desstrafe, aber zu härteren, manchmal sogar sinnlos harten Strafen.

Neben Volksentscheiden als dem Kernelement direkter Demokra-
Ɵ e wird auch von InternetdemokraƟ e, von Bürgerhaushalten und der 
Direktwahl von Repräsentanten die Rede sein. Dies sind Wege einer 
Weiterentwicklung der DemokraƟ e, die oŌ  als AlternaƟ ve zu Volksent-
scheiden genannt werden, aber höchstens als Ergänzung taugen. Wir 
brauchen über die Wirkungen und Nebenwirkungen von Volksentschei-
den nicht zu spekulieren. Wir können uns auf Erfahrungen stützen. Denn 
es gibt Länder, in denen seit mehr als hundert Jahren regelmäßig Volks-
entscheide staƪ  inden. Das ist zunächst einmal die Schweiz.




